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Kölner Antrag zur Programmdebatte, 1. Entwurf 26. Juni 2006, Kapitel 4 Sozialstaat


 Kapitel 4: Sicherer Sozialstaat – solidarische Gesellschaft

1. Ausgangslage und Ziele

Das deutsche Sozialsystem ist seit Gründung der Bundesrepublik der Garant für soziale Sicherheit, Demokratie und Wohlergehen. 

Den durch die Verfassung garantierten sozialen Rechtsstaat

wollen wir stärken und weiterentwickeln. Nach der Verfassung sind auch die Eigentümer dem Sozialstaatsgebot verpflichtet. Und das Sozialstaatsgebot überträgt dem Staat die soziale Verantwortung und die Pflicht zu sozialer Gerechtigkeit.

Unser Ziel ist eine Gesellschaft ohne Klassen, Privilegien, Diskriminierungen und Ausgrenzungen. Jede und jeder sollen sich frei entfalten können zu solidarisch handelnden Bürgern - unabhängig von seinem sozialen Status. Dabei darf niemand ausgegrenzt werden, insbesondere nicht diejenigen, die krank, erwerbslos, oder behindert sind. Denn die Würde des Menschen ist Ausgangs- und Zielpunkt unseres Handelns; sie besteht unabhängig von seiner Leistung oder Nützlichkeit. Durch solidarische Anstrengung wollen wir Wohlstand für alle erreichen bzw. diesen gerecht verteilen.  

Das in den letzten Jahrzehnten gewachsene System der sozialen Sicherung und das soziale Engagement der Menschen und ihrer vielfältigen Vereinigungen bilden eine stabile Basis, die mannigfaltigen Zukunftsherausforderungen zu bewältigen. 

Wir sind daher optimistisch. Politik und Gesellschaft müssen sich den Veränderungen unserer Zeit immer wieder neu stellen. Statt aber politische Verantwortung abzuwälzen auf den Einzelnen, wollen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, dass der Staat seine Gestaltungsmacht weiter geltend macht und aktiv den Rahmen setzt für die neuen Herausforderungen (wie z.B.: Globalisierung, demografische Entwicklung, Innovationen in Wissenschaft und Wirtschaft etc.) 

Der menschenverachtenden Leit-„Kultur“ des Neoliberalismus und dem daraus erwachsenen Ellbogen-Mentalität setzen wir das Bild  eines Menschen gegenüber, der seine Individualität nur entfalten kann in Gemeinschaft mit seinen Mitmenschen. Er soll sich verantwortlich fühlen für das Gemeinwohl und soziale Kompetenz mit Bildungs- und Fortschrittswillen und Unabhängigkeit verbinden. Wir wehren uns gegen die Verkürzung des Menschen auf ein Wirtschaftssubjekt. Für uns zählen nicht nur seine 

wirtschaftliche Kraft, sondern ebenso seine individuellen Begabungen, seine Kultur und sozialen Werte, seine Würde. 

Wir werden daher unseren sozialen Rechtsstaat in zwei Dimensionen weiterentwickeln: 

(A) Wir bauen das System der sozialen Sicherung aus zu einem 

    breiteren und tragfähigern Solidarpakt aller Bürger. 

    (Hier möchte Karl Lauterbach bitte sein Konzept der

    Bürgerversicherung mit Querverweis auf Bildungskapitel einklinken!)

(B) Wir entwickeln die Bürgergesellschaft?? weiter, um 

    solidarisches Handeln und Mitgestaltung öffentlicher

    Belange auf Basis eines stabilen Systems der sozialen

    Sicherung zu stärken. 

zu (B) Stärkung der solidarischen Gesellschaft

1. Durch soziale Gerechtigkeit zur solidarischen Gesellschaft

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten verstehen uns als Motor und Moderator einer Entwicklung, die den Einzelnen dazu befähigt, in Freiheit, Wohlstand, Gemeinsinn und Unabhängigkeit zu leben. Die SPD verbindet dieses Projekt allerdings im Gegensatz zu den Neoliberalen nicht mit dem Abbau sozialstaatlicher Schutzgarantien. Sie lehnt eine Privatisierung elementarer Lebensrisiken gerade in einer Zeit, in der die Existenzsicherung durch Brüche der Erwerbskarrieren wachsen, entschieden ab. Dies gilt auch für die Privatisierung der Daseinsvorsorge. 

Ziel und Anspruch unserer Politik muss die solidarische Gesellschaft sein, gefördert durch staatliche Institutionen, Parteien, Religionsgemeinschaften, Gewerkschaften, Vereine, Nichtregierungsorganisationen. Das solidarische Miteinander muss getragen werden durch das Engagement aller Menschen, in Familie, Nachbarschaft, Stadtteil, Vereinen und Initiativen. Eine besondere Bedeutung in diesem Zusammenhang haben dabei die Wohlfahrtsverbände und die Selbsthilfebewegung. 

2. Ermutigung, Förderung und Befähigung 

Wir werden daher dafür Sorgen, dass alle Menschen befähigt und ermutigt werden, in einer immer unüberschaubareren Welt ihre eigenen Angelegenheiten und die des Gemeinwohls aktiv und verantwortlich mitzugestalten. Dies erfordert eine von der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellte finanzielle und ideelle Förderung und Grundstruktur, mit breiten Teilhabemöglichkeiten unter bundesweit vergleichbaren Standards. Kinder- und Jugendhilfe, Schule und Erwachsenenbildung müssen in die Lage versetzt werden, entsprechende Kompetenzen und Unterstützungen verstärkt anzubieten. 

3. Breitere Mitwirkungsrechte

Der Appell an die Mitwirkung der Menschen geht ins Leere, wenn ihnen nicht in allen Bereichen, in denen dies sinnvoll und möglich ist, stärkere Mitwirkungsrechte eingeräumt werden. Dies gilt insbesondere für die Ausgestaltung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge, die Stadtentwicklung sowie die Gestaltung des Zusammenlebens in Wohnquartieren und Sozialräumen.

4. Bürgeretats und Bürgerbefragungen 

Die positiven Erfahrungen mit Bürgeretats und Bürgerbefragungen ermutigen uns, diese Beteiligungsverfahren auszubauen. Wo immer möglich, sollten im Vorfeld der politischen Entscheidungen Voten der Menschen zu Planungsvorhaben und Mitteleinsatz eingeholt werden. Diese Instrumente haben eine besondere Bedeutung bei der Erneuerung von Wohngebieten mit besonderen sozialen Problemen. Nur durch aktive Einbeziehung der Bewohnerinnen und Bewohner lassen sich hier positive Entwicklungen erzielen. 

5. Revitalisierung der Kommunalpolitik 

Durch die Finanzkrise der Städte, Kreise und Gemeinden hat die Kommunalpolitik schwerwiegende Gestaltungs- und Bedeutungsverluste hinnehmen müssen. Eine solidarische Gesellschaft kann jedoch nur wachsen auf Grundlage einer lebendigen und starken kommunalen Selbstverwaltung. Wir setzen uns daher für eine grundlegende Stärkung der Kommunalfinanzen  und einen Ausbau der Gestaltungsrechte der Kommunen und ihrer gewählten Vertreter und Vertreterinnen ein. Nur durch eine handlungsfähige und transparente Kommunalpolitik können die Menschen wieder mehr Zutrauen in die Funktionsfähigkeit unserer Demokratie gewinnen. Unser Ziel muss die Herstellung gleicher Lebenschancen aller Menschen sein, in jeder Kommune, in jedem Bundesland. 

6. Integrieren statt Ausgrenzen (Anja) / Für eine Kultur des gegenseitigen Respekts (Arnd)

Hier gibt es noch Diskussionsbedarf. Unser Text zur Integrationspolitik als Teil von Sozialpolitik wird daher noch überarbeitet, in Kooperation mit Lales AG.

7. Gleiche Startchancen für alle 

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben wir den Anspruch, allen Menschen gleiche Start- und Entwicklungsmöglichkeiten im Leben zu ermöglichen. Diejenigen, die ihr Leben nicht eigenverantwortlich gestalten können, müssen von Politik und Gesellschaft besonders unterstützt und integriert werden. 

Daher sind Früherziehung und Betreuungsangebote, Familien- und Gesundheitsberatung, Informationen zur Haushaltsführung, Schuldnerberatung, Erziehungshilfe und Sprachförderung auszubauen. 

8. Ausbau des freiwilligen sozialen Jahres

Junge Menschen brauchen neben Schul- und Berufsbildung die Chance, sich in sozialen, kulturellen, ökologischen oder anderen gemeinwohlorientierten Projekten zu engagieren. Diese Angebote müssen daher ausgebaut werden, ohne dabei reguläre Arbeitsverhältnisse zu ersetzen.

9. Zukunft sichern – Ausbildungsmöglichkeiten schaffen - Pflicht zur Berufsausbildung

Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist es ein Selbstverständnis, dass nur eine gute und sichere Ausbildung Zukunftsperspektiven für junge Menschen schaffen kann. Hierzu zählt nicht nur ein besseres Schulsystem, sondern auch die Möglichkeit eines breiten Ausbildungsspektrums, aus welchem Jugendliche frei wählen können. Leider mussten wir in der Vergangenheit feststellen, dass die freie Wirtschaft nicht in der Lage ist, selbst für ausreichend Ausbildungsplätze zu sorgen. Unser Ziel als Sozialdemokratie ist es, mehr Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen als nötig sind, damit die jungen Menschen die Möglichkeit haben, vor Ort einen Ausbildungsplatz in ihrer Branche zu finden. Daher setzen wir uns für eine Ausbildungsplatzumlage ein. Diese soll sichern, dass Betriebe, welche nicht oder zu wenig ausbilden, die Ausbildung junger Menschen durch andere Betriebe, welche über der Quote ausbilden, finanzieren.

Darüber hinaus muss die Schulpflicht ergänzt werden um eine Berufsausbildungspflicht; denn wir wollen verhindern, dass in einer wissensbasierten Wirtschaft durch Ausbildungsversäumnisse eine große Zahl von Langzeitarbeitslosen entsteht, die selbst die Qualifikation für einfachere Tätigkeiten nicht mitbringt. 

10. Integration der Langzeitarbeitlosen 

Etwa ein Drittel der Langzeitarbeitslosen leiden unter gesundheitlich bedingten Leistungseinschränkungen. Sie werden auch bei besserer Konjunktur nur schwer Stellen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt finden. Ihre Integration in eine sinnvolle Beschäftigung, die auch für ihre psychosoziale Entwicklung unverzichtbar ist, erfordert besondere Anstrengungen. Wir wollen für sie einen öffentlich geförderten und gemeinwohlorientierten Arbeitsmarkt in enger Verknüpfung mit dem allgemeinen Arbeitsmarkt schaffen. Das Prinzip „Fördern und Fordern“ verlangt, dass Staat und Kommunen als Träger der Grundsicherung für Arbeitssuchende individuelle Bemühungen und Notwendigkeiten entsprechend honorieren. 

Alternativ oder ergänzend ist zu prüfen, ob die Grundsicherung für Erwerbssuchende für bestimmte Personenkreise von der Arbeitsverpflichtung entkoppelt wird, solange der Arbeitsmarkt ihnen keine Chancen bietet. 

Ein Grundeinkommen darf nicht zum gängigen Existenz-Modell werden. Stattdessen  muss der Nachdruck darauf liegen, dass die Menschen Selbstentfaltung und Sicherung ihres Lebensunterhalts in der Erwerbsarbeit verbinden können.

11. Zusammenleben der Generationen fördern

Der Sozialstaat muss auf die Alterung unserer Gesellschaft reagieren. Insbesondere die Kommunen müssen Stadtteil-Modelle planen und verwirklichen können, die ein zufrieden stellendes und menschenwürdiges Leben im hohen Alter außerhalb von "Heimghettos" und in Vereinzelung ermöglichen. Darüber hinaus müssen mehr Möglichkeiten gefunden werden, die Produktivkraft und Erfahrung der älteren Generation in der Arbeitswelt zu nutzen. 

Anmerkung:

Die Teile zur Integrationspolitik und zum „Zusammenleben im Alter“ werden noch ergänzt.
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